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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Kommunalpolitik und Sozialhilfe 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundessozialhilfegesetzes 

— Drucksache lV/3150 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Eilers 


I. Allgemeiner Teil 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundessozialhilfegesetzes ist dem Ausschuß für 
Kommunalpolitik und Sozialhilfe federführend und 
dem Haushaltsausschuß mitberatend in der 175. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 25. März 1965 
überwiesen worden. Der Ausschuß für Kommunal- 
politik und Sozialhilfe hat den Entwurf in vier Sit- 
zungen, zuletzt in seiner Sitzung am 20. Mai 1965 
beraten. 

Vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages liegt dem Ausschuß für Kommunalpolitik und 
Sozialhilfe eine zustimmende Mitteilung vom 15. Juni 
1965 vor. 

Durch diese Vorlage soll das Bundessozialhilfe- 
gesetz, das vor drei Jahren in Kraft getreten ist, in 
zwei wichtigen Punkten der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung angepaßt werden. Im Mittelpunkt der Er- 
örterungen stand die Blindenhilfe, deren Höhe von 
200 DM auf 240 DM monatlich heraufgesetzt werden 
soll. Blinde unter 18 Jahren sollen statt 100 DM jetzt 
120 DM monatlich erhalten. Mitbestimmend für 
diese von der Bundesregierung vorgeschlagene und 
vom Ausschuß einmütig gebilligte Erhöhung war, 
daß durch das inzwischen in Kraft getretene Zweite 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts die Pflegezuiage für Kriegsblinde eben- 
falls von 200 DM auf 240 DM erhöht worden ist. 

Einer Korrektur bedarf das Bundessozialhilfe- 
gesetz ferner hinsichtlich der Blindenhilfe für Blinde 
in Heimen. Nach der gegenwärtigen Rechtslage er- 


i halten Blinde in Heimen keine Blindenhilfe, sondern 
nur ein wesentlich niedrigeres Taschengeld, wenn 
die erforderliche Pflege im vollen Umfange sicher- 
gestellt ist. Die Zahl der Einrichtungen, bei denen 
diese Voraussetzung zutrifft, ist indessen sehr ge- 
ring. Bei dem gegenwärtigen Personalmangel blei- 
ben vielmehr in der Regel noch berechtigte Wünsche 
hinsichtlich der Betreuung offen. Andererseits er- 
halten die Blinden in diesen Einrichtungen jedoch 
einen wesentlichen Teil der Pflege, für die Blinde 
außerhalb dieser Einrichtungen erhebliche finan- 
zielle Aufwendungen machen müssen, so daß eine 
Differenzierung angebracht erscheint. Der Ausschuß 
hat daher einmütig den Vorschlag der Bundesregie- 
rung gebilligt, allen Blinden in Heimen unabhängig 
von dem Ausmaß der gewährten Pflege Blindenhilfe 
in Höhe von 140 DM monatlich zu gewähren, wobei 
das Taschengeld entfällt. Besonders ausführlich hat 
sich der Ausschuß in diesem Zusammenhang mit 
einem an ihn herangetragenen Vorschlag befaßt, 
Blinden in Heimen, die die Heimkosten aus eigenen 
Mitteln tragen und keine Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen, die volle Blindenhilfe in Höhe von 240 DM 
monatlich zu gewähren. Der Ausschuß hat diesen 
Vorschlag u. a. deswegen nicht aufgegriffen, weil der 
durch die Blindenhilfe zusätzlich zu deckende Pflege- 
bedarf des Blinden in einem Heim tatsächlich gerin- 
ger ist als der eines Blinden außerhalb von Heimen 
und weil der Abstand zwischen dem Taschengeld, 
das an sonstige möglicherweise ebenfalls pflege- 
bedürftige Heimbewohner gezahlt wird, zu dem 
vollen Satz der Blindenhilfe zu groß wäre. Da die 
hier in Betracht kommenden Heime vielfach mit 
öffentlichen Mitteln gebaut und mit öffentlichen Zu- 
schüssen betrieben werden, trägt auch insoweit der 
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Selbstzahler nicht die vollen Heimkosten, über die : 
Regierungsvorlage hinausgehend hat der Ausschuß ; 
ferner beschlossen, Blindenhilfe nicht wie bisher | 
erst vom sechsten Lebensjahr, sondern bereits vom : 
dritten Lebensjahr an zu bewilligen, da für das : 
blinde Kind schon vom dritten Lebensjahr an erheb- | 
liehe zusätzliche Aufwendungen notwendig werden. 

Zweiter Schwerpunkt der Vorlage ist die Her- 
aufsetzung der Einkommensgrenze gemäß § 81 , 
Abs. 1 BSHG, die im wesentlichen für die ärztliche I 
Versorgung und die Berufsausbildung von Körper- 1 
behinderten, Blinden, Tauben, Geistesschwachen und | 
Tbc-Kranken gilt, ln dem bisher geltenden Grund- i 
betrag in Höhe von 500 DM ist die Miete einge- | 
schlossen, eine Regelung, die wegen der steigenden 
und sehr unterschiedlichen Mieten besonders bei 
kinderreichen Familien zu Härten geführt hat. Künf- 
tig sollen entsprechend dem Regierungsvorschlag, 
der vom Ausschuß einmütig gebilligt worden ist, die 
Kosten der Unterkunft nicht mehr in den Grund- 
betrag einbezogen, sondern zusätzlich berücksich- 
tigt werden. Eine dem § 81 Abs. 1 BSHG entspre- 
chende Regelung ist auch für den Grundbetrag der 
Einkommensgrenze für die Blindenhilfe in § 81 ] 
Abs. 2 BSHG vorgesehen. I 

j 

Eingehend hat sich der Ausschuß ferner mit den ; 
an ihn herangetragenen Vorschlägen befaßt, die ; 
Lage der Kleinstrentner zu verbessern. Nach der ein- 
mütigen Auffassung des Ausschusses ist es unbefrie- 
digend, wenn Sozialrentner, die jahrelang Altersvor- 
sorge getrieben haben, im Alter nur eine Kleinst- 
rente erhalten, die mit Mitteln der Sozialhilfe er- ; 
gänzt werden muß. Für sie sollten nach Meinung des 
Ausschusses gesonderte gesetzliche Maßnahmen ge- 
troffen werden. Einen Antrag, bei der Gewährung 
von Hilfe zum Lebensunterhalt besondere Freibe- 
träge einzuführen, also eigenes Einkommen in be- i 
stimmten Grenzen unberücksichtigt zu lassen, hat der j 
Anschuß jedoch mit Mehrheit abgelehnt, weil die ' 
Privilegierung einer bestimmten Gruppe sich syste- i 
matisch nicht in das Sozialhilferecht eintügen läßt 
und die Vorschläge zur Verteilung des entstehenden 
Mehraufwandes nicht zu verwirklichen sind. Die vor- 
geschlagene Verteilung der Mehraufwendungen auf 
Bund und Länder je zur Hälfte findet im Grundgesetz | 
keine Stütze. Der Ausschuß hat sich statt dessen ent- j 
schlossen, für den in § 23 Abs. 1 BSHG erwähnten ^ 
Personenkreis — Personen über 65 Jahre, Erwerbs- 1 
unfähige und werdende Mütter — den Mehrbedarfs- 
satz von 20 V. H, auf 30 v. H. des Regelsatzes zu er- i 
höhen; diese Regelung kommt auch dem überwie- 
genden Teil der genannten Kleinstrentner zugute. 

Dem Ausschuß lagen noch zahlreiche Vorschläge 
zur Verbesserung einzelner Vorschriften des Bun- 
dessozialhilfegesetzes vor, die erwägenswert sind. 
Einer Überprüfung bedarf insbesondere der § 88 i 
Abs. 3 BSHG über den Einsatz von Vermögen. Die- 
ser Vorschrift wird man bei künftig zu erhoffender 


Vermögensbildungen nach den Vermögensbildungs- 
gesetzen eine gewisse Bedeutung beimessen müssen. 
Zu überprüfen wäre ferner der in § 24 Abs. 3 BSHG 
enthaltende Blindheitsbegriff. Eine umfangreichere 
Novellierung des Gesetzes muß jedoch dem 5. Deut- 
schen Bundestag Vorbehalten bleiben. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 
Zu Artikel 1 Nr. 01 

Der Ausschuß hat beschlossen, den anzuerkennen- 
den Mehrbedarf für Personen über 65 Jahre, für Er- 
werbsunfähige und werdende Mütter von 20 v. H. 
auf 30 V. H. des maßgebenden Regelsatzes zu er- 
höhen. Zu dieser Erhöhung hat sich der Ausschuß 
insbesondere auch entschlossen, um damit der wirt- 
schaftlichen Lage der Kleinstrentner Rechnung zu 
tragen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe aa 

Der Ausschuß hat beschlossen, daß dem blinden 
Kinde schon vom dritten Lebensjahr an Blindenhilfe 
gewährt wird. Auf die Ausführungen hierzu unter 1. 
wird verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c 

Durch die auf den Bundesrat zurückgehende Er- 
gänzung werden Auslegungsschwierigkeiten besei- 
tigt, die sich aus dem Wortlaut der Regierungsvor- 
lage ergeben. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe f 

Durch diese Bestimmung soll die Bundesregierung 
die Möglichkeit erhalten, die Blindenhilfe schneller, 
als das im Gesetzgebungsverfahren durchzuführen 
ist, an die Entwicklung gleichartiger Leistlingen 
nach anderen Bundesgesetzen, z. B. an die Pflege- 
zulage für Kriegsblinde nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, anzupassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die der Bundesregierung in § 82 BSHG gegebene 
Ermächtigung, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Familienzuschläge zu än- 
dern, ermöglicht eine notwendig werdende schnelle 
Neuregelung. Entsprechend einer Anregung des 
Bundesrates empfiehlt der Ausschuß, der Bundes- 
regierung eine gleiche Ermächtigung für die in § 81 
Abs. 1 und 2 BSHG genannten Grundbeträge zu ge- 
ben. Der Ausschuß spricht die Erwartung aus, daß 
dabei das Verhältnis der Grundbeträge zueinander 
nicht geändert wird. 

Zu Artikel 2 

übliche Berlin-Klausel. 


Bonn, den 15. Juni 1965 
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Frau Eilers 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache lV/3i50 - — in 
der aus der Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen, 

2. die eingegangenen Petitionen und Eingaben für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1965 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik 
und Sozialhilfe 

Dr. Willeke Frau Eilers 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundessozialhilfegesetzes 

— Drucksache IV/3150 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kommunalpolitik und 

Sozialhilfe 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

^ 1 

Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt geändert 
durch das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 
vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 241, 288), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der seitherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

2. § 67 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „zweihundert" 
durch das Wort „zweihundertvierzig", das 
Wort „einhundert" durch das Wort „einhun- 
dertzwanzig" ersetzt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt geändert 
durch das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 
vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 241, 288), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

01. § 23 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 wird das Wort „zwanzig" durch das 
Wort „dreißig" ersetzt. 

1. unverändert 


2. § 67 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

aa)In Absatz 1 wird das Wort „sechste" durch 
das Wort „dritte" ersetzt. 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Entwurf 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Blinden in Anstalten, Heimen oder 
gleichartigen Einrichtungen tritt an die Stelle 
des Betrages von zweihundertvierzig Deut- 
sche Mark der Betrag von einhundertvierzig 
Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von einhundertzwanzig Deutsche Mark der 
Betrag von siebzig Deutsche Mark; dies gilt 
von dem ersten Tage des zweiten Monats an, 
der auf den Eintritt in die Einrichtung folgt, 
für jeden vollen Kalendermonat des Aufent- 
halts in der Einrichtung." 


d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Blindenhilfe kann versagt werden, so- 
weit ihre bestimmungsmäßige Verwendung 
durch oder für den Blinden nicht möglich ist." 

e) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Neben der Blindenhilfe werden Hilfe zur 
Pflege wegen Blindheit (§§ 68 und 69) außer- 
halb von Anstalten, Heimen und gleichartigen 
Einrichtungen sowie Taschengeld (§ 21 

Abs. 3) nicht gewährt." 


3. In § 81 Abs. 1 und 2 werden die Worte „und des 
Betrages für die Kosten der Unterkunft" ge- 
strichen. 


Beschlüsse des 9. Ausscliusses 

c) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

.(3) Bei Blinden in Anstalten, Heimen oder 
gleichartigen Einrichtungen tritt an die Stelle 
des Betrages von zweihundertvierzig Deut- 
sche Mark der Betrag von einhundertvierzig 
Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von einhundertzwanzig Deutsche Mark der 
Betrag von siebzig Deutsche Mark; dies gilt 
von dem ersten Tage des zweiten Monats an, 
der auf den Eintritt in die Einrichtung folgt, 
für jeden vollen Kalendermonat des Aufent- 
halts in der Einrichtung. Für jeden vollen Tag 
vorübergehender Abwesenheit von der Ein- 
richtung wird die Blindenhilfe in Höhe von 
je einem Dreißigstel des Betrages nach Ab- 
satz 2 gewährt, wenn die vorübergehende Ab- 
wesenheit länger als sechs volle zusammen- 
hängende Tage dauert; der Betrag nach Satz 1 
wird im gleichen Verhältnis gekürzt.“ 

cc) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 4 und 5. 

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Blindenhilfe kann versagt werden, so- 
weit ihre bestimmungsmäßige Verwendung 
durch oder für den Blinden nicht möglich ist." 

e) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Neben der Blindenhilfe werden Hilfe zur 
Pflege wegen Blindheit (§§ 68 und 69) außer- 
halb von Anstalten, Heimen und gleichartigen 
Einrichtungen sowie Taschengeld (§ 21 

Abs. 3) nicht gewährt." 

f) Folgender neuer Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Blindenhilfe unter Berücksichti- 
gung gleichartiger Leistungen, die nach ande- 
ren Rechtsvorschriften des Bundes gewährt 
werden, neu festsetzen.“ 


3. unverändert 


4. § 82 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 82 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Grundbeträge nach § 81 Abs. 1 und 2 unter 
Berücksichtigung der Entwicklung des Grund- 
betrages nach § 79 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes neu festsetzen. Die Bundesregierung 
kann ferner durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates den Familienzuschlag nach 
§ 79 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 3 und den §§ 80 
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Entwurf 


^ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


5 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats ln Kraft. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

und 81 Abs. 3 an die Entwicklung der Regelsätze 
für Haushaltsangehörige im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes anpassen.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

unverändert 
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